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Kommunalaufsicht; 

Haushaltssatzung und Haushaltsplan der Samtgemeinde Dahlenburg 2026 

 

 

Sehr geehrte Frau Kraake, 

 

Die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan habe ich geprüft. Die Haushaltssatzung enthält die Krediter-

mächtigung, die Festsetzung des Höchstbetrages zur Inanspruchnahme von Liquiditätskrediten sowie den 

Umlagesatz der Samtgemeindeumlage als genehmigungspflichtige Teile. 

 

Die Genehmigung der Kreditermächtigung von 5.988.600 € habe ich mit der Auflage versehen, dass jede 

Investitionskreditaufnahme, die den Gesamtbetrag von 5.738.600 € übersteigt, einer Genehmigung durch 

die Kommunalaufsicht bedarf. 

 

Den entsprechenden Beitrittsbeschluss des Samtgemeinderates bitte ich nachzureichen. 

 

Begründung: 

 

Die Genehmigung der Kreditermächtigung darf mit Bedingungen und Auflagen versehen werden (§ 120 

Abs. 2 Satz 2 NKomVG). Sie darf nur erteilt werden, wenn die Kreditverpflichtungen mit der dauernden 

Leistungsfähigkeit im Einklang stehen (§ 120 Abs. 2 Satz 3 NKomVG). Die dauernde Leistungsfähigkeit 

der Samtgemeinde Dahlenburg ist seit mehreren Haushaltsjahren stark gefährdet. Dies ergibt sich aus 

folgenden Tatsachen: 

 

• Der Ergebnishaushalt ist in der Planung nicht ausgeglichen. Auch ein Ausgleich nach § 110 Abs. 

5 Satz 1 Nr. 1 NKomVG kann nicht erreicht werden, da keine Überschussrücklage zur Verfügung 

steht, um die in erwarteten Fehlbeträge sowie die in der Bilanz vorgetragenen Fehlbeträge aus 

Vorjahren auszugleichen. 

 

• Ein Haushaltsausgleich ist auch im Zeitraum der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung nicht 

darstellbar. Hier weist der vorgelegte Haushaltsplan erhebliche Fehlbeträge aus, was eine umfäng-

liche Verbesserung der Haushaltssituation in absehbarer Zeit nicht erwarten lässt. Eine Deckung 
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künftiger Fehlbeträge wird auch nach meiner Einschätzung in absehbarer Zeit nicht möglich sein 

(§ 24 Abs. 2 KomHKVO). 

 

• Neben den nach wie vor spürbaren Auswirkungen des Ukrainekrieges wirkt sich auch die Über-

nahme des Betriebes der bisher von den Mitgliedsgemeinden betriebenen Kindertagesstätten be-

lastend auf den Haushalt der Samtgemeinde Dahlenburg aus, die seit dem Haushaltsjahr 2024 

komplett in der Trägerschaft der Samtgemeinde liegen. Die Entscheidung kann von hier zwar nach-

vollzogen werden, da die Haushaltssituation – insbesondere des Flecken Dahlenburg - im Verhält-

nis zum Samtgemeindehaushalt durch den Betrieb der dortigen Kindertagesstätte noch stärker 

belastet wurde, hat jedoch zur Folge, dass die Belastung durch Personalaufwendungen und 

Betriebskosten lediglich in den Samtgemeindehaushalt verschoben wurde. In der Folge wurde die 

Samtgemeindeumlage ab dem Haushaltsjahr 2025 von bisher 44 % auf 56 % angehoben, wodurch 

zumindest eine Teilkompensation dieser Mehraufwendungen erreicht werden konnte. Hinzu 

kommen die konstant hohen Transferaufwendungen und -auszahlungen durch die Kreisumlage, 

die den Samtgemeindehaushalt belasten. 

 

• Die Pro-Kopf-Verschuldung würde bei Inanspruchnahme aller vorgesehenen Kredite zum Ende 

dieses Jahres rd. 2.870 € pro Einwohner betragen und sich in den nächsten Jahren weiter erhöhen, 

da in der mittelfristigen Finanzplanung mit derzeit 5.744.000 € insbesondere für 2027 weitere 

Einzahlungen aus der Aufnahme von Investitionskrediten eingeplant sind. Zum Vergleich: Der 

Landesdurchschnitt der Pro-Kopf-Verschuldung bei Kommunen mit vergleichbarer Einwohnerzahl 

lag Ende des Jahres 2024 bei 765 €. Bei der von der Samtgemeinde geplanten Kreditaufnahme 

wird angezweifelt, dass der Schuldendienst zukünftig bewältigt werden kann. 

 

• Aus den Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit können schon seit einigen Jahren nicht 

mehr die Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit sowie die ordentliche Tilgung der In-

vestitionskredite finanziert werden (§ 17 Abs. 1 Nr. 2 KomHKVO), da der Saldo aus lfd. Verwal-

tungstätigkeit durchgängig negative Beträge und folglich einen Fehlbetrag an Zahlungsmitteln auf-

weist. 

 

• Aufgrund der vorstehenden Entwicklungen und des nicht erreichten Haushaltsausgleiches wäre 

der Rat der Samtgemeinde Dahlenburg verpflichtet gewesen zusammen mit dem Haushaltsplan 

2026 ein Haushaltssicherungskonzept nach § 110 Abs. 8 NKomVG zu beschließen und hier vor-

zulegen. 

Darauf wurde jedoch unter Verweis auf das Schreiben der niedersächsischen Innenministerin vom 

17.10.2024 (Unterstützungsleistungen für Krankenhäuser und ihre Bewertung im Rahmen von 

kommunalen Haushalten und Haushaltssicherungskonzepten) i.V.m. den Handlungsempfehlun-

gen der oberen Kommunalaufsichtsbehörde des Landes Niedersachsen vom 25.10.2024 unter 

Verweis auf die Erfüllung von Pflichtaufgaben und die damit verbundenen negativen Haushaltsent-

wicklungen verzichtet. 

Ich weise darauf hin, dass diese Möglichkeit nach derzeitiger Erlasslage im Haushaltsjahr 2026 

letztmalig besteht und ab dem Haushaltsjahr 2027 wieder ein Haushaltssicherungskonzept zu 

beschließen sein wird. 

 

Es ist ermessensgerecht, die Festsetzung der Kreditermächtigung der Samtgemeinde Dahlenburg mit ei-

ner Auflage zu versehen, um die dauernde Leistungsfähigkeit sicherzustellen und einer drohenden Über-

schuldung entgegenzuwirken. Bei der Ermessensausübung habe ich berücksichtigt, dass die Samtge-

meinde in der Lage sein muss notwendige Investitionen in die örtliche Infrastruktur wie Kindertageseinrich-

tungen, Schulen und das Feuerwehrwesen finanzieren zu können, um ihre Pflichtaufgaben ungehindert 

und fachgerecht wahrnehmen zu können, während sich die geplante Investition für den Erwerb von Grund-

stücken zur Ortsentwicklung noch in der Entwicklungsphase befinden und damit noch keine gesetzliche 

Pflichtaufgabe einer Samtgemeinde verbunden ist, die unter Anwendung des o. g. Schreibens der 

Innenministerin eine weitere Verschuldung rechtfertigt. 
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Zur Vermeidung unbilliger Härten wird durch die gewählte Auflage die Möglichkeit eingeräumt, in zwingen-

den Fällen eine Genehmigung der Kommunalaufsicht im Einzelfall einzuholen. Damit hat die Samtge-

meinde Dahlenburg die Möglichkeit, eine Rangfolge der Investitionsvorhaben festzulegen, damit die für sie 

wichtigsten Projekte auf jeden Fall verwirklicht werden können und eine Verschiebung kreditfinanzierter 

Investitionen vorzusehen. 

 

Für die in der Haushaltsplanung vorgesehenen umfangreichen Investitionen z. B. für den Neubau einer 

Kindertageseinrichtung oder im Feuerwehrwesen weise ich aufgrund der bereits bestehenden Inves-

titionskreditverschuldung der Samtgemeinde Dahlenburg an dieser Stelle auch weiterhin besonders auf die 

Notwendigkeit einer sorgfältigen Investitionsplanung nach den Regelungen des § 12 KomHKVO hin, wo-

nach die Kommune bei Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung u. a. durch einen Wirtschaft-

lichkeitsvergleich die für sie wirtschaftlichste Lösung ermitteln soll. Ein besonderes Augenmerk muss dabei 

auch auf der Ausschöpfung aller zur Verfügung stehenden Fördermöglichkeiten sowie einer angemesse-

nen Bedarfsplanung liegen. Die Tatsache, dass die Samtgemeinde Dahlenburg bereits seit mehreren Jah-

ren auf Bedarfszuweisungen des Landes Niedersachsen angewiesen ist, untermauern dieses Erfordernis. 

 

Die Festsetzung des Höchstbetrages, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2026 in Anspruch 

genommen werden können, kann mit 6 Mio. € auch weiterhin nicht im genehmigungsfreien Bereich gem. 

§ 122 Abs. 2 NKomVG gehalten werden. Lt. beigefügter Schuldenübersicht lag der Stand der Liquiditäts-

kredite zu Beginn des Jahres 2025 und zu Beginn dieses Jahrs bei 1 Mio. €. Die vorgenannten Planungen 

und Prognosen lassen erwarten, dass der Bedarf an Liquiditätskrediten in den kommenden Haushaltsjah-

ren mindestens auf diesem Niveau verharrt oder sogar ansteigt. Die Tatsache, dass die Einzahlungen aus 

laufender Verwaltungstätigkeit nicht ausreichen die Auszahlungen aus laufender Verwaltung und die or-

dentliche Tilgung der Investitionskredite sicherzustellen, stützen diese Prognose. Es muss unbedingt an-

gestrebt werden die Festsetzung des Höchstbetrages zur Inanspruchnahme von Liquiditätskrediten wieder 

zu senken. 

 

Die Übernahme des Betriebes der Kindertageseinrichtungen sowie die Neubewertung der von der Samt-

gemeinde Dahlenburg für Ihre Mitgliedsgemeinden wahrgenommenen Aufgaben machten im vergangenen 

Haushaltsjahr eine Anhebung der Samtgemeindeumlage erforderlich, die nun mit 56 v. H. ggü. 44 v. H. in 

2024 entsprechend höher ausfällt, um die aus der Aufgabenerfüllung entstehenden Aufwendungen und 

Auszahlungen zumindest teilweise zu kompensieren. Der Umlagesatz liegt damit nun im oberen Bereich 

des Landkreisdurchschnittes. 

 

Abschließend weise ich auf die Möglichkeiten zur Beantragung von Bedarfszuweisungen nach § 13 NFAG 

hin. Auch wenn die Samtgemeinde Dahlenburg zuletzt nicht die Bedingungen zum Erhalt von 

Bedarfszuweisungen erfüllt hat, muss auch für das Haushaltsjahr 2026 wieder ein entsprechender Antrag 

geprüft werden, da die Gesamtfinanzlage der Samtgemeinde einen Antrag grundsätzlich rechtfertigt. 

Gleiches gilt auch für die Bedarfszuweisungen für besondere Aufgaben im Feuerwehrwesen, um die 

geplanten erheblichen Investitionen in diesem Bereich zu kompensieren. 

 

Der erforderliche Beitrittsbeschluss gem. Nr. 1.5 des Nds. Erlasses zur Kreditwirtschaft der kommunalen 

Körperschaften (KWKomKRdErl, NI) ist mir unverzüglich nachzuweisen, sobald dieser durch den Samtge-

meinderat gefasst wurde. Die öffentliche Auslegung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes darf 

erst nach der Beschlussfassung erfolgen. 

 

Die Genehmigung – mit der Auflage – habe ich unter Zurückstellung von Bedenken erteilt und diesem 

Schreiben beigefügt. Auch die übrigen Teile der Haushaltssatzung und der Haushaltsplan werden von mir 

nicht beanstandet. 

 

Die Veröffentlichung der Haushaltssatzung mit Bekanntmachungs- und Genehmigungsvermerk im Amts-

blatt und digital bitte ich nach Fassung des Beitrittsbeschlusses in eigener Zuständigkeit zu veranlassen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Markus Wege 


